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Einleitung 
Der Reformbedarf der Grundsteuer besteht nahezu seit ihrer Einrichtung 
(Schneider/Vieregge 1969). Er resultiert aus der im Grundsteuergesetz vorge-
sehenen Fiktion, Verkehrswerte über eine Vielzahl unterschiedlicher Methoden 
wie z. B. dem Sachwert- und dem Ertragswertverfahren zu ermitteln und so 
ein Substitut für den tatsächlichen Marktwert zu erhalten. Die ermittelten 
Werte waren jedoch schon zu dem Zeitpunkt veraltet, zu dem sie erhoben 
wurden, und auch alle darauf folgenden Reformüberlegungen haben dieses 
Grundproblem nicht behoben. Dies hatte zur Folge, dass Belastungsdifferen-
zen im Zeitablauf noch zunahmen, während gleichzeitig der Verwaltungsauf-
wand relativ zum Ertrag stieg. Seit geraumer Zeit gibt es deshalb kaum einen 
Fürsprecher mehr für die bisherige Art und Weise der Erhebung der 
Grundsteuer. Spätestens seit dem Bundesverfassungsgerichtsurteil zur Vermö-
gensbesteuerung 1997 (BVerfGE 93, 121 – (Vermögensteuer)) ist aber endgül-
tig klar, dass der Gesetzgeber die Reform wegen der Bewertungsungleichheit 
angehen muss. 
Die Grundsteuer zeichnet sich dadurch aus, dass sie – wie die Gewerbesteuer 
– zu den verfassungsrechtlich verbrieften Ertragsquellen der Gemeinden zählt. 
Der Bund, obwohl er die Gesetzgebungshoheit für die bundeseinheitlich er-
hobene Grundsteuer innehat, kann sie deshalb nicht nach Gutdünken ändern, 
sondern ist auf einen Konsens mit zumindest der Mehrheit der Länder ange-
wiesen. Das hat  unmittelbare Folgen für Änderungsbemühungen. Im Kontext 
der Grundsteuer sind jedoch nicht nur die Länder Akteure, sondern hinter den 
Ländern reden auch die Städtetage, die Gemeindetage und die Landkreistage 
ein gewichtiges Wort mit. Neben den öffentlichen Akteuren spielen schließlich 
auch die privaten organisierten Interessengruppen wie die Immobilien- und 
Bauwirtschaft, Tourismus und der Agrarbereich eine wichtige Rolle.  
Schon die Interessen der Kommunen fallen sehr unterschiedlich aus. Neben 
den Großstädten treten ausgesprochen ländliche Gemeinden und durchmisch-
te Landkreise aus den so genannten „Speckgürteln“ und eher strukturschwa-
chen Regionen gegeneinander an. Jede prüft die Folgen der Reform und wägt 
sie gegen alternative Modelle hinsichtlich Ertragskraft, Widerständen und 
Administrierbarkeit ab. Das Ergebnis ist, dass die Länder mit einem extrem 
heterogenen Bild konfrontiert sind, dass sie nur mit Schwierigkeiten in einen 
Reform gießen können. Wenn dann ein Land einer Grundsteuerreform nicht 
zustimmt, weil mit dessen Ergebnis seine Kommunen oder eine der privaten 
Interessengruppen nicht leben mögen, bleibt nicht viel Spielraum. 
Das eröffnet ein weites Feld für die wissenschaftliche Politikberatung, deren 
Aufgabe es ist, unter gegebenen Zielfunktionen rationale Umsetzungsinstru-
mente zu schaffen, sie auf ihre Konsequenzen hin zu untersuchen und 
schließlich auch hinsichtlich ihrer politischen Umsetzungsmöglichkeiten zu 
prüfen. Die Bereitstellung von Umsetzungsinstrumenten und die Untersu-
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chung ihrer jeweiligen Folgewirkungen erfüllt eine Informationsfunktion. Auf 
die Entwicklung von Instrumenten folgt in der Regel eine Diskussion mit be-
troffenen Interessengruppen. In dieser Diskussion politische Umsetzungsmög-
lichkeiten in Form von Kompromisslösungen aufzuzeigen, konstituiert eine 
Vermittlungsfunktion zwischen gesellschaftlichen Positionen. Auch diese ist 
elementarer Bestandteil anwendungsorientierter, d.h. problemlösungsorien-
tierter wissenschaftlicher Politikberatung. In der Praxis der wissenschaftlichen 
Beratung werden diese beiden Funktionen häufig nicht sorgfältig voneinander 
unterschieden, oder es wird unterstellt, dass die Erfüllung der ersteren Funkti-
on bereits genügt, um zum Beratungsziel zu gelangen. Wir wollen zeigen, 
dass dies bei der Reformdiskussion zur Grundsteuer ein beachtenswertes 
Problem darstellt.  
Dieser Beitrag untersucht deshalb die Rolle der gesamten Politikberatung bei 
der Reform der Grundsteuer, die aufgrund der VIelfältigkeit der Reformziele 
und der Vielzahl von betroffenen Gruppen und föderalen Ebenen zu den 
„großen Steuerreformen“ gezählt werden könnte (Abschnitt 2). Nach jahr-
zehntelanger Paralyse des Gesetzgebers hat sich in den letzten Jahren die Er-
kenntnis durchgesetzt, dass eine Reform notwendig ist. Es wurden zahlreiche 
Reformvorschläge entwickelt, die unterschiedlichen sachpolitischen Zielen 
folgen (Abschnitt 3). Es wird die These vertreten, dass die wissenschaftliche 
Politikberatung damit ihre Informationsfunktion – in unserem Sinn als grund-
legende und erste Funktion der Politikberatungen bezeichnet - weitgehend 
erfüllt hat (Abschnitt 4). In der Reformdiskussion der Finanzministerkonferenz 
fanden sachpolitische Überlegungen jedoch keinen Eingang. Die dort disku-
tierten Modelle zielten lediglich auf Erfüllung der Fiskalziele bei kommunaler 
Finanzautonomie sowie möglichst geringer Belastungsänderungen ab (Ab-
schnitt 5). Für die nun anstehende Umsetzungsdiskussion auf politischer Ebe-
ne bedarf es jedoch darüber hinausweisender Ansätze, die zeigen, ob oder 
wie verschiedene sachpolitische Ziele in pragmatische Reformkonzepte zu 
integrieren sind (Abschnitt 6). Diese zweite Funktion der wissenschaftlichen 
Politikberatung – also die Vermittlungsfunktion - ist trotz des hervorragenden 
Zustandes der sachlichen Information noch unerfüllt.  
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Eine „große Steuerreform“ für eine kleine Steuer? 
Auch wenn die Grundsteuer eine kleine Steuer ist, die vom Aufkommen 2001 
rund 9,1 Mrd. € betrug, kann man wegen der weitreichenden und differen-
zierten Zielvorstellungen von einem großen Reformvorhaben sprechen.1 Für 
dieses gilt mit den Worten von Karl Heinrich Hansmeyer: 
 
„Es kann kaum verwundern, dass die Ankündigung ‚großer Steu-
erreformen’ die misstrauische Aufmerksamkeit nahezu aller gesellschaft-
lich relevanten Gruppen auf sich zieht [..]. In einem demokratischen Grup-
penstaat, in dem sich nahezu alle Sonderinteressen artikulieren und auch 
vertreten lassen, ohne dass diese Interessen immer auf einen gemeinsa-
men Nenner gebracht werden müssen, führt das entweder zu einer völli-
gen Paralysierung von Reformvorhaben [...], oder aber – falls allen Interes-
sen Rechnung getragen werden soll – zu einer weiteren ‚Verkomplizie-
rung’ des Steuerrechts, gegen die man gerade zu Felde ziehen möchte“ 
(Hansmeyer 1974, 115). 
 
Bei der Grundsteuer trifft die Diagnose von der Paralysierung für die vergan-
genen Jahrzehnte sicherlich zu. Ob sich jetzt durch den Anstoß des Bundes-
verfassungsgerichts tatsächlich eine Reform entwickelt, welche die ohnehin 
komplizierten Bewertungsverfahren noch weiter differenziert, um den Interes-
sengruppen entgegen zu kommen, oder ob einem einfachen administrativ 
praktikablen Verfahren der Vorzug gegeben wird, lässt sich noch nicht sagen.  
Das vordringlichste Ziel der Reform ist das der Aufkommenssicherung für die 
Gemeinden. In der ohnehin knappen Haushaltssituation bildet die Grundsteu-
er bisher einen frei verfügbaren Beitrag, der keinen konjunkturellen Schwan-
kungen unterworfen ist. Doch der Gesetzgeber verfolgt mit der Grundsteuer 
nicht nur ein Ziel: Enthält das bisherige Grundsteuerrecht eine Förderung ag-
rarwirtschaftlicher Ziele durch Reduzierung der Bemessungsgrundlagen und 
auch wohnungswirtschaftliche Ziele, etwa zugunsten des Einfamilienhauses, 
so werden mit den in der Diskussion befindlichen Reformvorschlägen sowohl 
bodenpolitische als auch umweltpolitische Ziele verbunden. Die in der wissen-
schaftlichen Diskussion befindlichen Reformvorschläge reichen von der „rei-
nen“ Bodenwertsteuer bis hin zu einer „reinen“ Flächennutzungsteuer.2 Beide 
stellen konsequent aus sachpolitischen Zielen abgeleitete Reformkonzepte 
dar. Im Folgenden werden die mit diesen Reformvorschlägen verknüpften 
Ziele und Ausgestaltungen kurz vorgestellt. 
 
1  
Zu erfolgreichen großen Steuerreformen siehe Mackscheidt 2002. 
2 
Das zeigt lediglich das Spektrum auf: Ein weiterer Vorschlag findet sich z. B. bei Apel/Henckel 1996. 
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Die zwei „reinen“ Reformkonzepte 
Ausgehend von jeweils gegebenen Zielkatalogen lassen sich zwei „reine“ Re-
formkonzepte unterscheiden: Die „reine“ Bodenwertsteuer und die „reine“ 
Flächennutzungsteuer. Die tatsächliche Beratungssituation etwas verkürzend 
dargestellt ist erstere mit Hilfe des Bundesbauministeriums in die Diskussion 
gebracht worden, während zweitere mit Unterstützung des Bundesumwelt-
ministeriums entwickelt wurde.3 Entsprechend unterschiedlich fallen die Ziel-
setzungen aus. 
3.1 
Die „reine“ Bodenwertsteuer 
Mit der „reinen“ Bodenwertsteuer werden in der Literatur verschiedene Ziele 
verbunden.4 So wird behauptet, dass über die Erhöhung der Haltungskosten 
Bodenflächen als Kapitalanlage uninteressanter würden, zumal Anleger eher 
geringe Opportunitätskosten hätten. Die Bodenwertsteuer würde gleichzeitig 
die Bodenspekulation eindämmen, da sie Spekulationskosten darstelle. Da die 
Bodenwertsteuer preisdämpfend wirke, würden Flurstücke nicht nur am 
Markt aufgrund der gestiegenen Haltungskosten angeboten, sondern - eine 
entsprechend preiselastische Nachfrage sei unterstellt - auch verstärkt gekauft. 
Auf den Bodenflächen käme es zu einer verdichteten Nutzung, die insgesamt 
zu einer reduzierten Flächennachfrage bei Neuausweisungen führen könnte. 
Gleichzeitig würde die Steuer einen stärkeren Anreiz geben, bestehende Bau-
substanz zu bewahren und zu erneuern, da die Eigentümer ein Interesse hät-
ten, mindestens ihre (Netto-)Erträge zu erhalten. Schließlich verfolge die Bo-
denwertsteuer auch verteilungspolitische Ziele. Dazu zähle der erleichterte 
Zugang zum Eigentum und die Entlastung von Mietern. 
Wohnungspolitische Ziele werden durch die Bodenwertsteuer nicht in glei-
chem Maß verwirklicht wie durch die Grundsteuer. Die impliziten Förderziele 
der Grundsteuer (vgl. dazu Bizer/Lang 2000, 33) werden zugunsten des ver-
dichteten Bauens im mehrgeschossigen Wohnungsbau aufgegeben. Auch die 
agrarpolitischen Ziele der Bodenwertsteuer sind anders als bei der Grundsteu-
er: Während die Grundsteuer eine weitgehende Minimalbelastung der Land-
wirtschaft anstrebt, soll die Bodenwertsteuer, wenn sie auf landwirtschaftliche 
Grundstücke übertragen wird, vor allem eine Nutzungsintensivierung bewir-
ken. Dadurch entsteht unter dem für die Bodenwertsteuer formulierten Flä-
 
3 
Das vernachlässigt z. B., dass der Vorschlag von Dieterich mit Unterstützung des Volksheim-stättenwerkes 
nach längerer Pause wieder in die Diskussion eingebracht wurde, und  die Flächennutzungsteuer nicht 
zuletzt durch das Interesse von Umweltverbänden wie dem BUND Aufmerksamkeit erhielt. 
4 
Siehe zu den im Folgenden genannten Zielen statt vieler Dieterich/Dieterich-Buchwald 1983, 115 ff. 
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möglicherweise umweltpolitischen Zielen. 
Die wesentlichen Ausgestaltungsmerkmale der Bodenwertsteuer nach Steuer-
gegenstand, Bemessungsgrundlage und Tarif werden im folgenden kurz wie-
dergegeben (siehe dazu und zum Folgenden Lang 1993, 211 ff. sowie 339 
ff.). Steuergegenstand ist das Grundstück, wobei Eigentumswohnungen und 
andere grundbuchrechtlich abgegrenzte Gegenstände von Sondereigentum 
ebenfalls als Grundstücke gelten. Steuerschuldner sind die im Grundbuch ein-
getragenen Eigentümer. Bemessungsgrundlage ist der Verkehrswert des un-
bebauten Bodens. Dieser wird über die Bodenrichtwertkarten ermittelt, die als 
grober Maßstab für die Verkehrswerte dienen können.5 Der Wert der Gebäu-
de ist nicht Bestandteil der Bemessungsgrundlage, da damit eine Substanzbe-
steuerung des vom Bürger selbst geschaffenen Vermögens einhergeht. Der 
Steuersatz ließe sich nach oben auf 3 v. H. des Bodenwertes begrenzen; die 
Gemeinden erhalten das Recht, den Steuersatz per Satzung festzulegen. Die-
ser soll allerdings einheitlich sein für die Grundstücke land- und forstwirt-
schaftlicher Unternehmen, für die Grundstücke von Unternehmen außerhalb 
der Land- und Forstwirtschaft, für Grundstücke mit niedrigem oder geringem 
Ertrag sowie die übrigen Grundstücke. Bei Grundstücken mit niedrigem oder 
geringem Ertrag, bei denen der Ertrag unter 2 v. H. des Bodenwertes liegt, 
wird ein Steuersatz von 1 v. H. vorgeschrieben, der nicht überschritten werden 
darf. Eine generelle Steuerbefreiung gilt für die Grundstücke mit niedrigem 
oder geringem Ertrag, die außerdem für die Öffentlichkeit zugänglich sind.  
Ausgehend von dieser Basisausgestaltung sind eine Vielzahl von möglichen 
Varianten denkbar. So ließe sich die Bodenwertsteuer sowohl nach Nutzungs-
gruppen differenzieren als auch progressiv ausgestalten.6 Auch eine räumliche 
Differenzierung über ein zonierbares Satzungsrecht wäre denkbar. 
Wird z. B. angestrebt, möglichst eng an den derzeitigen Belastungen der 
Grundsteuer die beiden Gruppen “Gewerbe und Industrie” sowie “Wohnge-
bäude” zu treffen, so müsste wahrscheinlich ein nach diesen beiden Gruppen 
differenzierter Satz gewählt werden. Andernfalls – zu diesem Ergebnis kom-
men Dieterich und Josten 1996/97 auf der Basis von Daten aus Bocholt, Karls-
ruhe und Schwerin – würden Industrie und Gewerbe auf Kosten der Wohn-
grundstücke entlastet (siehe ausführlich Dieterich/Josten 1996/97). 
Eine Bodenwertsteuer hat auch ohne Berücksichtigung der Gebäude eine aus-
reichend breite Bemessungsgrundlage, um das Fiskalziel zu sichern. Die Bo-
denwertsteuer wird nach einer Anlaufphase in ihrem Aufkommen etwas zu-
 
5 
Siehe z. B. Lang 1993, auch Apel/Henckel 1996; kritisch dazu Bizer/Joeris 1998, 135. 
6 
Dazu regen z. B. Dieterich/Josten 1996/97, 34 an, die in der Bodenwertsteuer bei geeigneter Ausgestaltung 
ein kommunales Instrument der Bodenpolitik sehen. 
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rückgehen, um sich dann zu stabilisieren und schließlich mit der Wertentwick-
lung anzusteigen oder zu sinken. Das Aufkommen wird damit nicht im glei-
chen Maße konjunkturunabhängig sein wie das der Grundsteuer, da die Ver-
kehrswerte im Gegensatz zu den Einheitswerten je nach Marktsituation 
schwanken. Ob und inwieweit die Schwankungen auf das Steueraufkommen 
durchschlagen, hängt auch vom Feststellungsverfahren der Bodenwertsteuer 
ab. Allerdings entwickelt sich das Aufkommen dadurch deutlich dynamischer, 
da die Wertentwicklung in der Regel enger an die Wachstumsentwicklung 
gebunden ist. 
Dieser Effekt der dynamischen Aufkommensentwicklung bedeutet, dass an-
ders als bei der geltenden Grundsteuer die Kommunen ein sich stetig erhö-
hendes Aufkommen erwarten können, solange die Preisentwicklung positiv 
ist. Führt man sich die Wertentwicklungen von Grundstücken der letzten Jahr-
zehnte vor Augen, verdeutlicht dies, warum für viele Städte und Gemeinden 
die Bodenwertsteuer attraktiv ist. 
3.2 
Die „reine“ Flächennutzungsteuer 
Neben den traditionellen Zielen der Grundsteuer stehen bei der Flächennut-
zungsteuer die umweltpolitischen Ziele des sparsamen und schonenden Flä-
chenverbrauchs im Mittelpunkt. Danach soll ein Anreiz gegeben werden, mit 
Flächen quantitativ und qualitativ schonend umzugehen (zum Folgenden aus-
führlich Bizer/Lang 2000). 
Um die umweltpolitischen Ziele zu erfüllen, sind Steuerklassen zu bilden, die 
grob klassifizierend Flächennutzungen nach ihrer Naturbeeinträchtigung ord-
nen. Die Steuerklassen werden dann aufsteigend von der am wenigsten be-
einträchtigenden Nutzung bis hin zur am stärksten naturbeeinträchtigenden 
Nutzung mit Steuermesszahlen versehen.  
Für die Kategorisierung spielt neben der Naturbeeinträchtigung, die von der 
Flächennutzung ausgeht, auch noch die Administrierbarkeit eine Rolle: Die 
Steuerklassen dürfen keinen zu hohen Verwaltungsaufwand bei der Erfassung 
verursachen. Deshalb wird nach Möglichkeit an bereits bestehenden Verwal-
tungsakten, Zertifizierungen bzw. Katastern angeknüpft. Übersicht 1 weist 
sieben mögliche Steuerklassen aus. 
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Übersicht 1: Die Einteilung der Flächennutzungen in Steuerklassen 
 
• Steuerklasse I (Naturbelassene Flächen): Flächen, die weitgehend naturbelassen 
sind. Den naturbelassenen Flächen werden auch Flächen zugeordnet, die im Sinne 
des Natur- und Landschaftsschutzes gepflegt und entwickelt werden, ohne sie 
wirtschaftlich zu nutzen. Dazu zählen z. B. die vollständig ungenutzten Flächen in 
den Kernbereichen von Naturschutzgebieten und solche Flächen, deren Nutzung 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes auf Pflegemaßnahmen beschränkt sind. 
• Steuerklasse II (Naturschonend genutzte Flächen): Zu den naturschonend genutz-
ten Flächen, die nachweislich und nach anerkannten Verfahren naturschonend 
bewirtschaftet werden. Ein Abgrenzungskriterium dieser Klasse ist z. B. die aner-
kannt ökologische Bewirtschaftung nach EWG-VO 2078. 
• Steuerklasse III (Forstwirtschaftlich genutzte Flächen): Zu diesen Flächen zählt die 
Waldfläche soweit sie bewirtschaftet wird und nicht besonders als ökologischer 
Waldbau zertifiziert ist. 
• Steuerklasse IV (Sonstige Freiflächen): Alle Freiflächen des Außen- und Innenbe-
reichs, die nicht den Steuerklassen I, II und III zugeordnet werden. 
• Steuerklasse V (Versiegelte Flächen im Außenbereich): Erfasst sind hier vor allem 
die privilegierten Vorhaben des § 35 BauGB, wenn sie nicht unter Steuerklasse VII 
fallen. 
• Steuerklasse VI (Versiegelte Flächen im Innenbereich): Alle versiegelten Flächen 
des Innenbereichs, die nicht der Steuerklasse VII zuzuordnen sind. 
• Steuerklasse VII (Besonders naturschädlich genutzte Flächen): Eine besonders 
naturschädliche Nutzung ist sowohl im Außenbereich als auch im Innenbereich 
möglich. Der Steuerklasse VII sind alle Verkehrsflächen aber auch Hochhäuser von 
mehr als fünf Stockwerken zuzuordnen. Bis zu fünf Stockwerken kann das Argu-
ment beachtet bleiben, dass die Konzentration des Wohnens mehr naturbelasse-
ne Freiflächen schaffen kann. Die Kriterien der Steuerklasse VII können partiell der 
Gemeinde überlassen werden. 
Quelle: Bizer/Lang 2000, 67. 
 
Steuerklasse I beinhaltet die naturbelassenen Flächen. Dieser Steuerklasse 
werden z. B. Flächen zugeordnet, die in Naturschutzgebieten, Nationalparks 
oder in Kerngebieten von Biosphärenreservaten liegen. Steuerklasse II fasst die 
naturschonend genutzten Flächen zusammen. Mangels anderer scharfer Ab-
grenzungskriterien sollte hier nur der ökologische Landbau nach EWG 2078-
92 einbezogen werden. Aber auch der ökologische Waldbau könnte berück-
sichtigt werden, wenn es für die zertifizierten Betriebe eine entsprechende 
Kontrolle gibt. Steuerklasse III beinhaltet die forstwirtschaftlichen Flächen. In 
Steuerklasse IV werden die übrigen Freiflächen zusammengefasst, zu denen 
hauptsächlich der konventionelle Landbau, aber auch die unversiegelten Flä-
chen von Wohngrundstücken zählt. In Steuerklasse V werden die versiegelten 
Flächen im baurechtlichen Außenbereich zusammengefasst. Steuerklasse VI 
berücksichtigt die versiegelten Flächen im baurechtlichen Innenbereich. Und 
Steuerklasse VII fungiert als Auffangklasse für alle besonders naturschädlichen 
Flächennutzungen wie z. B. Verkehrsflächen. 
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Die Bemessungsgrundlage der Flächennutzungsteuer ist die Fläche. Diese hat 
den Vorteil, dass sie als physische Größe deutlich einfacher erfasst werden 
kann als Wertkomponenten. Sie hat außerdem den Vorteil, dass sie sich weni-
ger schnell ändert. In den Steuerklassen V, VI und VII wird die Gesamtfläche 
differenziert nach versiegelter Fläche und unversiegelter Fläche. 
Abgesehen davon, dass die Steuerklassen mit aufsteigenden steuerlichen Las-
ten einhergehen sollen, kann sich der Bund aus der Ausdifferenzierung der 
Steuermesszahlen zurückhalten und es den Ländern überlassen, die Struktur 
vorzugeben. Die Gemeinden legen dann über die Höhe der Hebesätze die 
Steuerbeträge fest. Die Gemeinden entscheiden schließlich auch, ob sie inner-
halb der Steuerklassen VI und VII eine Wertkomponente berücksichtigen.7 
Sowohl den Ländern wie auch den Gemeinden können auch Spielräume bei 
der Zuordnung bestimmter Flächennutzungen zu Steuerklassen eingeräumt 
werden. 
Eine aufkommensneutrale Ausgestaltung kann bei einer Steuer, für die der 
Bund die Gesetzgebungskompetenz innehat, die Länder und Gemeinden aber 
wesentliche Ausgestaltungsmöglichkeiten wie z. B. die Hebesätze erhalten, 
nur rechnerisch auf Bundesebene umgesetzt werden. Die Gemeinden können 
ihren Spielraum für eine Steuererhöhung nutzen. Allerdings zeigt eine auf-
kommensneutrale Ausgestaltung mit welchen Steuersätzen bundesdurch-
schnittlich zu rechnen ist. Berechnungen auf Landesebene sowie auf der Ebe-
ne ausgewählter Gemeinden haben gezeigt, dass sich keine dramatischen 
Verwerfungen ergeben. 
Die Wirkungen der Flächennutzungsteuer werden schon wegen der geringen 
Steuersätze nicht besonders hoch ausfallen. Dafür werden flächendeckend für 
die Bundesrepublik und alle Flächennutzungen Anreize gegeben. Die Flächen-
nutzungsteuer gibt den richtigen strukturellen Anreiz für Flächennutzungsent-
scheidungen, im Sinne der umweltpolitischen Ziele zu handeln. Der Beitrag 
der Flächennutzungsteuer besteht deshalb auch vornehmlich darin, den Ent-
scheidungsträgern zu signalisieren, dass bestimmte Formen der Flächennut-
zung mit ökologischen Folgen einhergehen, die grundsätzlich nicht erwünscht 
sind. Berücksichtigt man zusätzlich, dass "no regret"-Potentiale  bestehen, 
könnte der Signaleffekt der Flächennutzungsteuer auch deutliche Lenkungs-
beiträge hervorrufen. 
 
7 
Mit der Berücksichtigung der Wertkomponenten wird von der reinen Herleitung aus Umweltzielen abgewi-
chen. Zumindest die Möglichkeit anzubieten, Wertkomponenten zu berücksichtigen, ist aber aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen geboten. 
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Funktionen der wissenschaftlichen Politikberatung  
Mit diesen beiden Reinformen von Grundsteuerreformkonzepten hat die wis-
senschaftliche Politikberatung zwei Extrempunkte markiert und, wenn auch in 
unterschiedlicher Tiefe, die Folgewirkungen dargestellt. Mit der Entwicklung 
von Umsetzungsoptionen unter gegebenen Zielen, die auch hier in der Dar-
stellung verschiedener Alternativen mündete, sowie in der wirkungsanalyti-
schen Betrachtung der Konsequenzen kann man die informatorische Funktion 
der wissenschaftlichen Politikberatung als erfüllt ansehen.  
Die informatorische Funktion kann von der wissenschaftlichen Politikberatung 
aber nicht wertneutral erfüllt werden: Beratende Wissenschaft muss sich im-
mer der vom Auftraggeber vorgegebenen Frage stellen. Der Auftraggeber 
verfolgt ein bestimmtes Erkenntnisinteresse, für das er sich wissenschaftliche 
Expertise holt. Diesem Erkenntnisinteresse  Rechnung zu tragen, ist damit ur-
eigene Aufgabe der Politikberatung und sichert zumindest im Allgemeinen, 
dass eine für die Politikgestaltung relevante Frage beantwortet wird. 
Bei beiden Reformvorschlägen tritt dies deutlich zutage: Bei der Entwicklung 
der Flächennutzungsteuer waren die umweltpolitischen Ziele des qualitativ 
und quantitativ schonenden Umgangs mit dem Boden vorgegeben. Aus die-
sen war konsequent eine Reformkonzeption für die Grundsteuer zu entwi-
ckeln, ohne das Fiskalziel bzw. das der kommunalen Finanzautonomie zu ge-
fährden. Bei der Bodenwertsteuer stand hingegen die Orientierung an der 
bodenmarktpolitische Zielen wie der Flexibilisierung des Marktes und der Ein-
dämmung von Bodenspekulation im Vordergrund. Beide Reformkonzepte 
zeigen somit das Potential an sachpolitischen Lenkungsbeiträgen und speisen 
auf diese Weise neue Informationen in die Diskussion ein. 
Die Vermittlungsfunktion der wissenschaftlichen Politikberatung besteht darin, 
aus wissenschaftlich reinen Reformkonzepten Vorschläge zu entwickeln, die 
einen politischen Einigungsprozess unterstützen. Dafür ist es unerlässlich, 
schon auf der Zielebene zu ermitteln, welche Zielbeiträge von den beteiligten 
Gruppen verlangt werden.  
Die Politik ist in der Regel überfordert, diese Zielbeiträge instrumentell zu ü-
bersetzen und greift dafür auf die administrative bzw. die wissenschaftliche 
Politikberatung zurück. Beide stehen dann in der Pflicht, aus den ursprüngli-
chen Reformkonzepten ein Instrument zu entwerfen, dass den geforderten 
Zielsetzungen gerecht wird. 
Steuerpolitische Ideale spielen dabei eine untergeordnete Rolle – Vorrang ge-
nießt der Kompromiss. Das bedeutet indes nicht, dass die wissenschaftliche 
Politikberatung  mögliche Kompromisse nicht auf ihre Folgen hin untersuchen 
oder auf der Basis eines gegebenen Zielkataloges untersuchen könnte. Sie 
kann jedoch nicht davon ausgehen, dass ein eigenes, dem disziplinären Ziel-
kanon entlehntes Ziel, wie dem der gesamtwirtschaftlichen Effizienz, normati-
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ven Vorrang gegenüber den Zielen der gesellschaftlichen Interessengruppen 
hat. 
Im politischen Reformprozess fiel die Vermittlungsaufgabe zunächst an die 
Finanzministerkonferenz. Diese stellte zwei eigene Modelle der Reform vor, 
die sich als „gemischte“ Ansätze charakterisieren lassen, weil sie wie die be-
stehende Grundsteuer auf der Einbeziehung von Gebäuden und Grundstü-
cken bestehen. Es ist nun interessant, sich anzusehen, wie die Finanzminister-
konferenz diese Aufgabe angegangen ist.  
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Die „gemischten“ Reformansätze 
Die Finanzministerkonferenz hatte das Ziel, mit der Reform der Grundsteuer 
möglichst wenig Widerstände auszulösen. Sie orientierte sich deshalb an der 
Differentialinzidenz von alternativen Reformkonzepten zur bestehenden 
Grundsteuer. Die Steuer, die mit den geringsten Änderungen bei den indivi-
duellen Belastungsunterschieden einherging, war zu favorisieren. 
Im Wesentlichen kam es zu zwei Ausgestaltungsvarianten, die mit den Buch-
staben A und B gekennzeichnet wurden (siehe zum folgenden Reidenbach 
1999, 27). Der Vorschlag A gibt eine Steuerzahl je Quadratmeter Grundfläche 
(z. B. 0,15 DM/qm) für den Boden und eine Steuerzahl je Quadratmeter 
Wohn- und Nutzfläche vor (z. B. 0,70 DM/qm), die so bemessen sein sollen, 
dass „bei konstanten Hebesätzen ein neutrales Aufkommen erreicht wird“ 
(Nagel 1999, 33). Das Modell A verzichtet damit vollständig auf eine Bewer-
tung und zieht lediglich die physischen Größen Grundfläche sowie Wohn- 
bzw. Nutzfläche heran. In der Vorbereitung der Finanzministerkonferenz wur-
de dieses von Bayern favorisierte Modell jedoch offenbar nicht für durchführ-
bar gehalten (vgl. Nagel 1999, 33). 
Das zweite Modell B, das die Finanzministerkonferenz diskutierte und schließ-
lich auch favorisierte, zieht hingegen den Wert von Grund und Boden auf der 
Basis der Bodenrichtwerte heran und schlägt zusätzlich einen pauschalen Wert 
pro Quadratmeter Wohn- bzw. Nutzfläche auf. Die bisherige Differenzierung 
nach Qualität und Alter der Wohneinheiten entfällt. Damit würde nach Auf-
fassung der Arbeitsgruppe der Finanzministerkonferenz eine Typisierung vor-
genommen, da davon auszugehen sei, dass auf wertvollen Grundstücken 
auch wertvolle Gebäude errichtet würden (so Nagel 1999, 33).  
Die Aufnahme der Gebäudewerte in Form von Wohnflächen bzw. Nutzflä-
chen birgt jedoch einige Probleme. Es liegt auf der Hand, dass die Ermittlung 
von Wohn- und Nutzflächen den Verwaltungsaufwand erhöht. Da keineswegs 
flächendeckend Wohn- und Nutzflächen vorhanden sind – schon gar nicht in 
zentralen und elektronisch verfügbaren Datenbanken – müsste neben den 
flächendeckenden zonalen Bodenrichtwerten auch noch eine ebenfalls flä-
chendeckende Wohn- und Nutzflächenermittlung stattfinden.  
Die bodenpolitischen Ziele der Bodenwertsteuer werden durch die pauscha-
lierte Gebäudesteuer abgeschwächt. Weil ein beträchtlicher Teil über die Be-
steuerung der Gebäude erzielt würde, entsteht eine deutlich geringere Belas-
tung aus der Bodenwertsteuer. Für diejenigen, die unbebaute Grundstücke 
halten, ergibt sich daraus ein geringerer Anreiz, unbebaute Grundstücke ent-
sprechend zu nutzen. Eine Flexibilisierung des Bodenmarktes ist auf diese Wei-
se nicht zu erreichen. 
Beiträge der kombinierten Bodenwert- und pauschalierten Gebäudesteuer zu 
den umweltpolitischen Zielen können auf zwei Weisen entstehen. Die An-
knüpfung an den Bodenrichtwert kann zu einer Reduzierung der Flächeninan-
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spruchnahme führen, wobei die oben geschilderten Probleme räumlicher Sub-
stitution aufgrund der Wertgefälle systematisch unlösbar sind. Gleichzeitig 
gibt die pauschalierte Wohnflächen bzw. Nutzflächensteuer einen Anreiz, die 
verfügbare Fläche möglichst intensiv zu nutzen. Von ihrer Struktur her kann 
eine Wohnflächensteuer den ungebrochenen Trend zu immer mehr Wohnflä-
che/Einwohner in Deutschland bremsen (siehe dazu bereits Bizer 1995). Da 
dieser Trend eine der treibenden Kräfte für die Flächenbeanspruchung dar-
stellt, könnte die Wohnflächenkomponente auch auf die Flächeninanspruch-
nahme zurückwirken. Allerdings besteht aufgrund der undifferenzierten Be-
handlung von Wohnflächen keine direkte Wirkung hin zur Versiegelungsredu-
zierung, da die Wohnflächen ungeachtet ihrer baulichen Unterbringung z. B. 
in Bungalows, verdichteten Reihenhäusern oder im mehrgeschossigen Woh-
nungsbau immer gleich belastet werden. Schließlich kann die kombinierte 
Bodenwert- und pauschalierte Gebäudewertsteuer auch keine Anreize geben, 
versiegelte Nebenflächen zu entsiegeln oder geringer zu versiegeln. Insofern 
ist sie aus umweltpolitischer Perspektive nicht akzeptabel.  
Da sie gleichzeitig mit einem erhöhten Verwaltungsaufwand einhergeht, der 
vornehmlich, wenn nicht ausschließlich, dem Versuch geschuldet ist, die Diffe-
rentialbelastungen der gegenwärtigen Grundsteuer zum Reformmodell so 
gering wie möglich zu halten, ist der Vorschlag B der Finanzministerkonferenz 
auch in anderer Hinsicht problematisch.  
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Ausblick 
In beide Modelle der Finanzministerkonferenz haben weder umweltpolitische 
noch bodenpolitische Ziele Eingang gefunden. Zeigt sich darin ein Versagen 
der wissenschaftlichen Politikberatung? 
Die Finanzministerkonferenz ist eine Einrichtung der Länderfinanzminister zur 
Diskussion und Lösung von Sach- und Konfliktfragen. Die Erkenntnisse von 
Bundesministerien wie dem Bundesbau- und dem Bundesumweltministerium 
sind daher nicht nur in die Diskussion innerhalb des Bundesfinanzministeriums 
einzubringen, sondern auch von dort noch in die Länderfinanzministerien 
bzw. die Finanzministerkonferenz der Länder zu transferieren. Da Positionen 
des Bundes in der Finanzministerkonferenz häufig auf grundsätzliche Skepsis 
stoßen, ist dieser Transfer immer problematisch. Ein Versagen der Politikbera-
tung ist darin insoweit nicht zu sehen – klar ist aber, dass die Politikberatung 
als unvollendet bezeichnet werden muss.  
Das sieht man auch daran, dass die mit den „reinen“ Reformkonzepten ver-
folgten Ziele von der Finanzministerkonferenz mit keinem Wort erwähnt sind. 
Die Finanzministerkonferenz bzw. die damit befasste Arbeitsgruppe hat ihre 
Konzeption ausschließlich an zwei Zielen ausgerichtet: Erstens, dem Fiskalziel 
unter Berücksichtigung der kommunalen Finanzautonomie und, zweitens, 
dem Ziel der geringsten Belastungsverwerfungen. Bodenpolitische oder um-
weltpolitische Erwägungen hätten in diesem Fall nur die Komplexität der zu 
lösenden Aufgabe erhöht.  Nicht einmal das Ziel der administrativen Praktika-
bilität scheint eine besondere Rolle gespielt zu haben. 
Die Vermittlung der Reformansätze der Finanzministerkonferenz, insbesonde-
re des favorisierten Vorschlags B, hat indessen zu nicht geringen Spannungen 
innerhalb der Städte und Gemeinden bzw. ihrer Verbände geführt. In diesen 
ist man zwar auch vornehmlich daran interessiert, eine mehrheitsfähige Re-
form auf den Weg zu bringen, gleichzeitig sieht man aber die Gelegenheit, 
die Grundsteuer als bodenpolitisches oder umweltpolitisches Instrument zu 
nutzen. Das heißt nun aber auch, dass die sachpolitischen Ziele der ursprüng-
lich erarbeiteten Reformvorhaben nach wie vor hohe Unterstützung finden 
und nach Vollendung rufen. Für alle, die so eingestellt sind, sind deshalb die 
Modelle der Finanzministerkonferenz natürlich unbefriedigende Vorschläge.  
Zusammenfassend kann man sagen: Sieht man die Funktion der wissenschaft-
lichen Politikberatung bereits dann erfüllt, wenn aufgrund exogen gegebener 
Ziele rationale Umsetzungskonzepte entwickelt und in ihren Folgewirkungen 
untersucht  und vorgestellt sind, dann hat diese ihre Aufgabe bei der 
Grundsteuerreform bereits seit geraumer Zeit perfekt erfüllt. Schreibt man 
dagegen der Politikberatung neben dieser Informationsfunktion auch eine 
Vermittlungsfunktion zu, so bedarf es weitergehender Anstrengungen. Sie 
muss nach der Entwicklung von „reinen“ Reformkonzepten nun versuchen, 
die „trade-offs“ zwischen Kompromissen auszuloten. Dazu zählt auch, dass 
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man für Modelle wie die der Finanzministerkonferenz Varianten entwickelt, 
die Freiheitsgrade für Länder und Gemeinden schaffen, um wenigstens regio-
nal oder lokal sachpolitische Steuergestaltungsspielräume zu schaffen. 
Der Erfolg wissenschaftlicher Politikberatung ist letztlich daran zu messen, ob, 
erstens, die Argumente für bestimmte sachpolitische Ziele entwickelt, und, 
zweitens, ob die damit verbundenen Positionen auf Vereinbarkeit geprüft 
wurden.  
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